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Muhen

Nutzungsplanung Siedlung und Kulturland Gesamtrevision

Sehr geehrte Damen und Herren

Der Regierungsrat hat am 7. Juni 2017 und am 27. September 2017 lhre Vorlage genehmigt.

ln der Beilage erhalten Sie die beglaubigten Originalunterlagen:

. 1 Ex. Bauzonenplan

. 1 Ex. Kulturlandplan

. 1 Ex. HochwasserschutzPlan

. 1 Ex. Bau- und Nutzungsordnung (BNO)

Ftir weitere Auskünfte wenden Sie sich bitte an den zuständigen Kreisplaner Andreas Guntern,

062 835 33 13, andreas.guntern@ag.ch.
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KANTON AARGAU

PROTOKOLL DES REGIERUNG

Sitzung vom 27. September 201 7 Versand - 3. okt. 2017

Regierungsratsbeschluss Nr. 20'17 -001 1 56

Gemeinde Muhen; Nutzungsplanung Siedlung und Kulturland, Bauzonenplan, Kulturlandplan,

Bau- und Nutzungsordnung (BNO); Genehmigung der am 7. Juni 2017 einstweilen von der

Genehmigung ausgenommenen Teile; Publikation; Auftrag an Staatskanzlei

Sachverhalt

1. Planungsrechtliches Verfahren

1.1 Verfahrensdaten

Der Regierungsrat hat am 7. Juni2017 folgenden Beschluss gefasst:

"1 .

Die Gesamtrevision der I'lutzungsplanung Siedlung und Kutturland, Bauzonenplan, Kulturlandplan,

Hochwasserschutzplan, Bau- und Nutzungsordnung (BNO), besch/ossen von der Gemeindever-

sammlung Muhen am 3, Juni2016, wird, vorbehältlich der Dispositivziffern Nr. 2-5, genehmigt.

2.

Einstweiten von der Genehmigung ausgenommen werden folgende Einzonungen (Arrondierungen):

, Tannacker: Parzelle 1238 (2'330 m2)

, Gibel: Parzette 2383 (318 m21 und Parzelle 80 (148 m2)

. Bändeli: Parzetle 2gB2 (280 m21 und Parzelle 2441 (46 m2)

. Mösli: Panetle 1g58 (268 m21 und Parzelle 823 (31 m2).

3.

Einstweiten von der Genehmigung ausgenommen wird die Erweiterung der Speziallandwirtschafszo-

ne "Hardmatte" um 7'500 m2 auf den Parzellen 2118 und 2119'

4.

Die rechtskräftigen Speziatlandwirtschaftszonen L2 und die rechtskräftige Bestimmung in Art. 13

BNO werden nicht neu genehmigt und verbleiben im bisherigen Rechtszustand.

5.

Einstweilen von der Genehmigung ausgenommen wird $ 17 BNO'speziallandwirtschaftszone' und

$ 49 Abs. 1 BNO'Aufhebung bisherigen Rechts'wird wie folgt ergänzt:

, lit. a: "... aLtsser Art. 13 BNO (Bestimmungen zu Spezialzonen L2)"
. lit. c:"... ausser den Spezialzonen L2"
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3.2 Speziallandwirtschaftszone

3.2.1 Hardmatte

Gestützt auf ein Betriebskonzept hat die Gemeinde die bestehende Speziallandwirtschaftszone im
Gebiet Hardmatte im Umfang von 0,7 ha enrveitert (Enveiterung bestehende Schweinemast). Der
Standort der Enryeiterung auf den Parzellen 2118 und 2119 liegt ausserhalb des rechtskräftigen Ge-
wässerschutzareals Muhen/Hirschthal. Es ist eine Umweltverträglichkeitsprufung erstellt worden. Im
dicht besiedelten Aargauer Mittelland können Emissionen aus Tierhaltungsanlagen und Biogasanla-
gen zu störenden oder übermässigen lmmissionen (Geruch) firhren; auch wenn die Mindestabstände
gemäss Anhang 2Ziffer 512 Luftreinhalteverordnung (LRV) und den Empfehlungen des FAT-Be-
richts Nr. 476 eingehalten sind. Es sind alle technisch und betrieblich möglichen sowie wirtschaftlich
tragbaren Massnahmen zur vorsorglichen Verminderung von Geruchsemissionen und anderen
Emissionen zu treffen (Art. 11 USG). Geruchsemissionen aus Schweineställen werden als unange-
nehm empfunden. Vorsorgliche Massnahmen sind daherwichtig. Die kantonale Umweltschutzfach-
stelle hat am25. August 2015 den Umweltverträglichkeitsbericht vom 5. Mai2015 beurteilt. Der Be-
richt beschreibt und bewertet die Auswirkungen des Projekts in genügendem Umfang. Das Vorhaben
kann an diesem Standort umweltverträglich realisiert werden.

Die Speziallandwirtschaftszone grenzt an die Suhrentalstrasse K 108. Entlang der K 108 bestehen
teilweise rechtskräftige kantonale Baulinien. Bauten und Anlagen vor der rechtskräftigen Baulinie
können nur bewilligt werden, wenn die in $$ 67 oder 67a BauG definierten Bedingungen erfüllt sind.
Ein Anrecht auf eine Ausnahmebewilligung besteht nicht.

Die Erweiterung der Speziallandwirtschaftszone für die bodenunabhängige Tierhaltung (feste Bauten
und Anlagen) hat die Reduktion der davon betroffenen Fruchtfolgeflächen zur Folge (< 3 ha). Die
Zonenerweiterung ist projektbezogen. Sie wird daher auf 5 Jahre befristet und mit einer Beseiti-
gungspflicht im Falle der Betriebsaufgabe ergänzt (g 16 Abs. 4lit. c BNO).

Der Bundesrat hat das Richtplankapitel L 3.2 "Entwicklungsgebiete Landwirtschaft" mit Anderungen
genehmigt. Die neue Speziallandwirtschaftszone "Hardmatte" wie auch die bestehenden Spezialzo-
nen L2 erfüllen die massgeblichen Beurteilungskriterien, wie dies bereits im abschliessenden Vorprü-
fungsbericht vom 6. Juni 2016 festgehalten wurde. Die Erweiterung der Speziallandwirtschaftszone,
die bisherigen Speziallandwirtschaftszonen und die dazugehörende Bestimmung in g 17 BNO kön-
nen vorbehaltlos genehmigt werden. Dies umfasst folgende Standorte:

. Erurveiterung Hardmatte (Parzellen 2118, 2119);

. Hardmatte (Parzelle 2183);

. Winkel (Pazelle 2041);

. Tal (Parzelle 853).

Zudem können die mit Beschluss des Regierungsrats vom 7. Juni 2017 vorgenommenen Ergänzun-
gen der Übergangsbestimmung (S 49 BNO) wieder ausser Kraft gesetzt werden.

4. Ergebnis

Die vorliegenden Teile der Vorlage erfüllen die gesetzlichen Voraussetzungen für die Genehmigung.
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Rechtsm ittel beleh ru n g

1.

Gegen diesen Entscheid kann innert einer nicht erstreckbaren Frist von 30 Tagen seit der amtlichen Publikation
beim Venaraltungsgericht des Kantons Aargau, Obere Vorstadt 40, 5000 Aarau, Beschwerde geführt werden.
Die Frist steht still vom siebten Tag vor Ostern bis und mit dem siebten Tag nach Ostern, vom 15. Juli bis und
mit dem 15. August und vom 18. Dezember bis und mit dem 2. Januar.

2.

Die Beschwerdeschrift ist von der Partei selbst oder von einer Anwältin beziehungsweise einem Anwalt zu ver-
fassen, welche(r) gemäss dem Bundesgesetz über die Freizügigkeit der Anwältinnen und Anwälte (Anwaltsge-
setz, BGFA) vom 23. Juni 2000 zur Vertretung von Parteien vor Gericht berechtigt ist.

Die Beschwerdeschrift muss einen Antrag und eine Begründung enthalten, das heisst es ist
a) anzugeben, wie das Verwaltungsgericht entscheiden soll, und
b) darzulegen, aus welchen Gründen diese andere Entscheidung verlangt wird.

3.

Auf eine Beschwerde, welche den Anforderungen gemäss den Ziffern 1 oder 2 nicht entspricht, wird nicht einge-
treten.

4.

Eine Kopie des angefochtenen Entscheids ist der unterzeichneten Beschwerdeschrift beizulegen. Allfällige Be-
weismittel sind zu bezeichnen und soweit möglich einzureichen.

5.

Das Beschwerdeverfahren ist mit einem Kostenrisiko verbunden, das heisst die unterliegende Partei hat in der
Regel die Verfahrenskosten sowie gegebenenfalls die gegnerischen Anwaltskosten zu bezahlen.

,,_)
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Sitzung vom 7. Juni2017

Regierungsratsbeschluss Nr' 201 7-000632

Gemeinde Muhen; Gesamtrev ision NutzungsPlanu ng Siedlung und Kulturland, Bauzonen'

HochwasserschutzPlan' Bau- und Nutzungsordnung (BNO); Geneh-

plan, KulturlandPlan'
Publikation; Auftrag an Staatskanzlei

migung mit Ausnahmen;

Sachverhalt

'l P lan ungsrechtliches Ve rfahren

schwerdeentscheid

2. Die Vorlage im überblick

Zur Genehmigung riegen die verbindrichen rnharte der von der Gemeindeversammrung 
Muhen am

ä- luni 2016 beschlossene Vorlage vor:

r)

1.1 Verfahrensdaten

AbschliessenderVorprilfunssbericht 
6r]ät;ä3il:2014 

bis 15' oktober 2014

Mitwirkung 18. Januar 2016 bis 16. Februar 2016

Öffentliche Auflage 
._ ,..^^ 3. Juni 2016

Beschluss Gemeindeversammlung

Eingereicht zur Genehmigung 19' Juli 2016

Ablauf der Beschwerdefrist 15' August 2016

Die Verfahrensvoraussetzungen 
für die Genehmigung sind erfüllt'

::,:äffi::::J::::6snehmisuns 
der einsereichtenvorrase zuständis sie rä*t nicht unter

die Ausnahmen, welche gemäss S rl{r:, l"' i"'"Oes tlber Ra=umenWicklung und Bauwesen

(Baugesetz, BauG) ui[..;. lanuär f ggg Ourci den Grossen Rat zu genehmigen sind'

:: ;:,ä:,ff " 
Beschwerde eineereicht worden. Aus dem Beschwerdeverfahren 

erseben sich

keine Anderungen 0", i"..nr""r"n"n v"r,r!ä. oi. Genehmigung "'fo'gt 
koordiniert mit dem Be-

. BauzonenPlan, Massstab 1:2'500

. Xuttrrt"nOPlan, Massstab 1:5'000 'i

. Hochwasserschutzplan' Massstab. 1 :7'000

. Bau- und Nutzungsordnung (BNO)
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Erwägungen

3. Gesamtbeurteilung

3.1 Überprüfungsbefugnis

Die Genehmigungsbehörde prüft die Nutzungspläne auf Rechtmässigkeit, auf Übereinstimmung mit

den kantonalen Richtplänen und den regionalen Sachplänen sowie auf angemessene Berücksichti-

gung der kantonalen und regionalen lnteressen ($ 27 Abs' 2 BauG)'

3.2 übereinstimmung mit dem kantonaten Richtplan (Planungsbericht Kapitel 2.3'2)

Aufgrund der übergan srechflichen Bestimmung des Bundesgesetzes über die Raumplanung (Raum-

planungsgesetz, RPG) im Zusammenhang mit der ausstehenden Genehmigung des kantonalen

Richtplans durch undesrat müssen einzelne Teile der

Muhen zählt gemäss Raumkonzept Aargau (R 1)zur Ländlichen Entwicklungsachse' Gemäss Richt

planvorgaben ist die Siedlungsentwicklung an gut erreichbaren Standorten der wichtigen kantonalen

Verkehrsachsen zu fördern, namenflich im Talbereich, wo eine gute Erschliessung mit Öffentlichem

Verkehr vorhanden ist. Das potenzial des Öffentlichen Verkehrs wird durch den kombinierten Ver-

kehr und die Anbindung an die Zentren und Agglomerationen genutzt. Ein ansehnlicher Teil des Be-

völkerungs- und Arbeitsplatzwachstums soll in diesen gut erschlossenen Räumen stattfinden' Muhen

setzt die Vorgaben des Raumkonzepts grundsätzlich gut um'

Die Vorlage stimmt im Übrigen mit den behördenverbindlichen V-orgaben und Handlungsanweisun-

gen des kantonalen Richtplans tiberein (vgl. nachfolgende Ziffern).

3.3 Regionale Abstimmung (Planungsbericht Kapitel 2'3'3)

Nutzungsplanungen sind regional abzustimmen ($ 11 BauG). Der Planungsverband Aarau uhd um-

gebung (pRA) hat am 30. oktober 2014 zur Gesamtrevision der Nutzungsplanung stellung genom-

men. Er stellt fest, dass die Nutzungsplanung von Muhen das Regionalentwicklungskonzept (REK)

des pRA in hohem Mass umsetzt. Dies betreffe insbesondere die Bereiche konzentriertes Wachstum

an zentralen, gut erschlossenen Lagen, Arbeitsgebiete auf den lokalen Bedarf und wohnentwicklung

auf den charakter der Dörfer auszurichten, den behutsamen umgang mit den Freiräumen aus-

serhalb des siedlungsgebiets sowie die gute Einordnung der Bauten und Anlagen ins Landschafts-

bild. Die Gesamtrevision der Nutzungsplanung von Muhen gilt damit als regional abgestimmt'

3.4 NutzungsPlan Siedlung

3.4.1 Bauzonenkapazität (Planungsbericht Kapitel 3'2)

Die Grösse der Bauzonen von 110,3 ha bleibt im wesentlichen unverändert' 96 ha der Bauzonen

sind mehrheitlich trberbaut beziehungsweise zonenkonform genutzt und 14,3 ha unüberbaut respek-

tive stehen einer kltnftigen Überbauung zur VerfLrgung. Die unirberbauten Flächen umfassen rund

12,8 haWohn- und Mischzonen, 0,9 ha Arbeitsplalzzonen und 0,6 ha Zonen für Öffentliche Bauten

und Anlagen.

Der Richtplan rechnet firr Muhen als Ländliche Entwicklungsachse (Richtplan Raumkonzept R1) bis

2030 mit rund 4'250 Personen, ftlr den Richtplanhorizont 2040 mit 4'570 Personen' Die 12'8 ha un-

Ljberbauten wohn- und Mischzonen weisen eine richtplanerische Kapazität von rund 890 Personen

auf (Richtplankapitel S 'i.2, Planungsanweisung 2.1, Mindestdichte 70 Einwohnerinnen und Einwoh-

ner pro Hektare tE/hal). Die Kapazität des gesamten Bauzonenplans lässt sich auf rund 4'500 Per-

.)
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Massnahme Standort Fläche Zonierung

Einzonung
WG3

Arrondierung W2

Arrondierung
w2

Arrondierung
WG2

Arrondierung
WG2

Arrondierung
w2

Arrondierung
W2

Total

ist mit dem Vorgehen einversta

Die folgenden Anderungen kÖnnen jedoch vorliegend genehmigt werden, da die Einzonungen durch

entsprechenden Auszonungen beziehungsweise siedlungsgebietsumlagerungen kompensiert wer-

den (Richtplankapitel S 1.2, Planungsanweisung 1,2). Diese räumlichen Veränderungen des Sied-

lungsgebiets werden im Sinn des Richtplans fortgeschrieben (Richtplankapitel S 1.2, Planungsan-

weisung 5.3).

Auszonung beziehungsweise Umlagerung Ankematt (Anderung Nr. 2)

Die Zone für öffenfliche Bauten in der Ankematt wird nicht im Ausmass der bestehenden Zonierung

benötigt. Deshalb wird eine Fläche von 57 a ausgezont beziehungsweise umgelagert. Die Fläche

wird zur Kompensation kleiner Einzonungen verwendet'

Einzonung "Tannacker" (Anderung Nr. 27, Planungsbericht Seite 33)

Auf dem Areal soll der stillgelegte Landwirtschaftsbetrieb auf der Parzelle 1238 im Umfang von total

40 a eingezont werden. Die heute unirberbauten Flächen von 17 a werden kompensiert mit der Aus-

zonung beziehungsweise umlagerung Ankematt. Mit der Einzonung des ehemaligen Landwirt-

schaftsbetriebs im Gebiet Tannacker kann das Dorfzentrum gestärkt werden. Neue Bauzonen dLlrfen

nur in Gebieten vorgesehen werden in denen die Lärm-Planungswerte eingehalten sind (Art' 24

Abs. 1 Bundesgesetz über den Umweltschutz [Umweltschutzgesetz, USG]). Die Einzonung liegt in

einem Abstand von 45 m zur Kantonsstrasse. Die Planungswerte sind gemäss Grob-Lärmkataster

nicht rtberschritten. Es sind keine Massnahmen zum Lärmschutz erforderlich.

Die Einzonung der bebauten Fläche von 23 a wird vorläufig von der Genehmigung ausgenommen

und kann erst im Sinne des Richtplankapitels S 1.2, Beschluss 3.5 lit' a' eingezont, wenn der Richt-

plan vom Bundesrat genehmigt ist (vgl. obenstehend)'

Einzonung Arbeitszone Nidermatt (Anderungsplan Nr. 32, Planungsbericht Kapitel 3'7)

Mit der Erweiterung der Arbeitszone Nidermatt von 35 a (durch Umlagerung) werden die planeri-

schen Voraussetzungen geschaffen, den Werkhof einer Bauunternehmung aus der Wohn- und.Ge-

werbezone (an der HaupGtrasse bei der Bahnstation Muhen) in die Arbeitszone zu verlegen' Die

Gemeinde hat die Verfügbarkeit der neuen Bauzone vertraglich sichergestellt' Der rechtskräftige

Erschliessungsplan Niedermatt sichert mit Baulinien die Erschliessung des Areals' Neue Bauzonen

fi.tr Gebäude mit lärmempfindlicher Nutzung d{rrfen nur in Gebieten vorgesehen werden, in denen die

planungswerte nicht irberschritten sind, oder mit Massnahmen eingehalten werden können (Nl' 24

USG). ln den Arbeitszonen sind grundsaElich Wohnungen für Betriebsinhaber und standortgebun-

denes personal zugelassen. Die Einzonung grenzt an die Kantons- und an die Nationalstrasse' Die

Nr. im

Anderungsplan

r.J

U

+2'330 m227Tannacker (Pazelle 1 238)

+318 m218Gibel (Pazelle 2383)

+148m218Gibel (Pazelle 80)

+28Q m214Bändeli (Pan,elle 2382\

+46 m214Bändeli (Pazelle 2441)

+268 m224Mösli(Pazelle 1958)

+31 m224Mösli (Pazelle 823)

+3'421 m2
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3.4.6 Landwirtschaftsbetriebe im Baugebiet

Die Landwirtschaftsbetriebe im Baugebiet liegen entweder in einer Mischzone zonenkonform oder es

handelt sich um in der Wohnzone gelegene Kleinstlandwirtschaftsbetriebe, bei denen keine betriebli-

che Entwicklung zu erwarten ist. Die Anordnungen sind sachgerecht.

3,4.7 Abstimmung siedlung und verkehr (Planungsbericht Kapitel 3.9)

parallel zur Nutzungsplanung ist ein Kommunaler Gesamtplan Verkehr (KGV) erarbeitet worden. Die

Massnahmen zur lnnenentwicklung können Mehrverkehr bewirken. Es sind jedoch keine signifikan-

ten Veränderungen der Verkehrsströme zu erwarten. Bei der Entwicklung des Dor2entrums wird die

Abstimmung von Siedlung und Verkehr stufengerecht in der Folgeplanung behandelt' Dieses Vorge-

hen ist sachgerecht.

3.5 Kulturlandplan (Planungsbericht Kapitel 4.3)

3.5.1 Landwirtschaftszone (Planungsbericht Kapitel 4.3'1)

Die Bezeichnung der Landwirtschaftszone ist sachgerecht. Die Fruchtfolgeflächen (FFF) werden im

Kulturlandplan als überlagerung der Landwirtschaftszone dargestellt (orientierungsinhalt). Mit den

Ein- und Auszonungen beziehungsweise Umlagerungen gehen insgesamt rund22 a FFF verloren'

Mit den weiteren Einzonungen (Arrondierungen), die vorläufig von der Genehmigung ausgenommen

werden, gehen weitere 24 a FFF verloren. Die Fläche von insgesamt 46 a ist weniger als der Grenz-

wert von 3 ha gemäss Richtplankapitel L 3.1, Planungsanweisung 2.2. Daher ist keine vorgängige

Richtplananpassung erforderlich (siehe auch Ziffer 3'5.3)'

3.5.2 Speziallandwirtschaftszone

Die Genehmigung des kantonalen Richtplans durch den Bundesrat steht noch aus. Das Bundesamt

ftrr Raumentwicklung hat den Regierungsrat des Kantons Aargau am 21' September 2016 informiert'

däss verschiedene Vorbehalte zum Richtplan2011 bestehen. Es ist damit zu rechnen, dass das

Richtplankapitel L 3.2 "Entwicklungsgebiete Landwirtschaft" nicht genehmigt wird' Damit ist die neue

Speziallandwirtschaftszone "Hardmatte" zurzeit weder prüfbar noch genehmigungsfähig' Die beste-

henden Spezialzonen L2 werden nicht erneuert und verbleiben in ihrem bisherigen Rechtszustand:

Massnahme Standort Nr. im Ande-
rungsplan

Fläche Zonierung

Speziallandwirt-

schaftszone

bestehende Zone;

rechtskräfti9, ohne

erneute Genehmi-

gung

Spezialzone L2

bestehende Zone'

rechtskräftig, ohne

erneute Genehmi-

gung

Spezialzone L2

bestehende Zone;

rechtskräfti9, ohne

erneute Genehmi-

gung

Spezialzone L2

.)

J Umzonung (neu);

einstweilen von der

Genehmigung aus-
genommen

+7'500 m211Hardmatte
(Pazellen 2118,2119)

34'460 m2Hardmatte
(Parzelle 2183

7'030 m2Winkel (Parzelle 2041)

4'240 m2Tal (Parzelle 853)
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Die Einzonung im Gebiet Gibel liegt im waldabstandsbereich (1g m waldabstand gemäss g 4gBauG)' Für den betroffenen waldrand besteht ein rechtskräftiger waldgrenzenplan, der nicht ergänztwerden muss' Die übrigen Ein- und Auszonungen beziehungsweise Umlagerungen betreffen keinenwald' Gegen das waldfeststellungsverfahren sind keine Eiriwendungen erhoben worden. Die wald-feststellung ist rechtskräftig geworden. Die voraussetzung für die Genehmigung der Nutzungspla-nung ist gegeben.

3.5.9 Waldausscheidung im Kulturland

ln den Kurturrandpran ist die waldausscheidung korrekt iibernommen worden.
3.5'10 Natur und Landschaftsobjekte (pranungsbericht Kapiter 3.13)
Das Landschaftsinventar von 1996 ist aktualisiert und mit den waldrändern, die sich zur ökologi-schen Aufwertung eignen, ergänzt worden. Die schutzbestimmungen (g 23 BNo) sind sachgerecht.
3.5.1 1 Kutturobjekte (pta nungsbericht Kapitet 3. 1 1 )

Das aktualisierte Bauinventar vom Mai 2014 wird fast vollständig in kommunale substanzschutzob-jekte umgesetzt, sodass die für Muhen typischen Bauten als ldentifikationsmerkmal erhalten werdenkönnen' Das Wohnhaus Talackerstrasse 1 (MUHg15) aus dem frühen 20. Jahrhundert wird nichtunter kommunalen schutz gestellt. Aus sicht der Gemeinde vermag die substanz keinen schutz zurechtfertigen. Zudem befindet sich das Gebäude im perimeter des Dorfzentrums mit Gestaltungs_planpflicht' Die Gemeinde gewichtet die beabsichtigte Zentrumsentwicklung höher ats die schutzinte-ressen. Die rnteressenabwägung der Gemeinde ist nachvoilziehbar.

3.6 Hochwasserschutz (planungsbericht Kapitel 3.16 und 4.4)

Mit dem Hochwasserschutz- und Renaturierungsprojekt an der suhre sind erhebliche Verbesserun-gen des Hochwasserschutzes in Muhen erreicht worden. Der Hochwasserschutzplan, der ebenfallsGenehmigungsbestandteil ist, legt innerhalb der Bauzonen zwei Hochwassergefahrenzonen und imKulturland eine Freihaltezone Hochwasserfest. g 21 BNo setzt den Hochwasserschutz in derBauzone, S 22 BNO jenen im Kulturland sachgerecht um.

3.7 Bau- und Nutzungsordnung (planungsbericht Kapitel 4.5)

3.7.1 Atlgemeines

Muhen ilbernimmt die Begriffe und Messweisen der IVHB. Damit finden auf die vorliegende BNo dieBestimmungen der BauV inklusive des Titels 3 (Baubegriffe und Messweisen) Anwendung, unab-hängig von der Regerung in den übergangsbestimmunlen (g 63 Bauverordnung [BauV]).
3'7.2 Flächennutzungsziffer (g 27 BNo) (pranungsbericht Kapiter 3.3)

Muhen führt anstatt der vom Grossen Rat präferierten Ausniitzungsziffer (AZ) eigens eine Flächen-nutzungsziffer ein (sinngemäss Geschossflächenziffer). Die Flächennutzungsziffer soll nach Ansichtder Gemeinde einfacher zu handhaben sein als die AZ. Konkret müssen jedoch auch hier, wie beider M' Ausnahmen festgelegt werden ($ 27 Abs. 3 BNo), was die vermeinilich einfachere Anwen-dung merklich relativiert' Da im kantonalen Recht das für die vorgesehene Flächennutzungsziffer
nÖtige ausführende Recht fehlt (die Geschossflächenziffer gemäss lvHB ist vom Grossen Rat be-wusst nicht ins kantonale Recht iibernommen worden), wird die Ziffer nicht mit anderen Gemeindenvergleichbar sein, da jede Gemeinde eine eigene Ziffer definieren muss. Dies widerspricht dem Ge-danken der Harmonisierung und Vereinfachung gemäss IVHB im Grundsatz und erschwert die An-wendung insbesondere filr Private und Architekten (fehlende Rechtssicherheit), Die neue Ziffer istnicht direkt vergleichbar mit der bisherigen AZ, dieAuswirkungen von Boni und Erleichterungen ge-mäss $ 27 Abs' 3 BNO sind in ihrerWirkung kaum vorherseh- und abschätzbar. Auch fehlt die praxis
im Baubewilligungsverfahren und in allfalligen Rechtsschutzverfahren, weshalb aus fachlicher sicht

,_)
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Enryeiterung Zone für öffentliche Bauten und Anlagen (OeBA)

Auch in diesem Fall handelt es sich vorab um eine regionale Fragestellung. lnsbesondere der nach-

weislich steigende Bedarf an Pflegeplätzen filr Betagte und Hochbetagte ist im regionalen Kontext zu

sehen. Altersgerechtes Wohnen (beispielsweise im Zusammenhang mit Spitex-Versorgungen) kann

ohne weiteres auch im Bereich zentral gelegener Mischzonen realisiert werden (zum Beispiel Ent-

wicklung Dorfzentrum). ln diesem Licht ist die vorgenommene Auszonung der Zone für öffentliche

Bauten und Anlagen "Ankematt" zu berücksichtigen, da damit der kommunale Handlungsspielraum

in dieser Frage seitens Gemeinde bewusst eingeschränkt wurde.

3.9 Mehrwertausgleich und Baupflicht

Gestützt auf g 28a BauG (in Kraft seit 1. Mai 2017) ist bei Einzonungen eine Abgabe des Mehrwerts

zu leisten. Der Einzonung gleichgestellt sind Umzonungen innerhalb Bauzonen, wenn das Grund-

stück vorher in einer Zone gelegen ist, in der das Bauen verboten oder nur für öffentliche Zwecke

zugelassen ist. Gemäss $ 1 der Verordnung über die Mehrwertabgabe (Mehnrvertabgabeverordnung,

MWAV) sieht der Gemeinderat von der Verfügung einer Mehrwertabgabe ab, wenn sie als Bagatell-

fall weniger als Fr. 5'000.- beträgt. Gestützt auf $ 28b neu BauG orientiert der Gemeinderat aufgrund

von Schätzungen des durch das kantonale Steueramt bei der öffentlichen Auflage des Nutzungspla-

nentwurfs über die voraussichtliche Höhe der Abgabe (Verfahrensvoraussetzung, zwingende Darle-

gung im Planungsbericht) und erlässt eine Verfirgung über die definitive HÖhe, sobald der Nutzungs-

plan genehmigt und anwendbar ist (Entwürfe der Verfügungen haben bei der Genehmigung

vorzuliegen).

Die Orientierung während der Offentlichen Auflage über die voraussichtliche HÖhe der Abgabe war

der Gemeinde Muhen aufgrund der damals noch ausstehenden Regelung nicht mÖglich. Die Ge-

meinde ist jedoch gehalten, unverzüglich nach dieser Genehmigung die Schätzungen beim Steuer-

amt nachholen zu lassen (sowohl für die bereits genehmigten als auch für die einstweilen von der

Genehmigung ausgenommenen Einzonungen beziehungsweise Umlagerungen) und die davon be-

troffenen Grundeigentilmer individuell zu orientieren.

Bei Einzonungen, soweit diese nicht bedingt erfolgen, legt der Gemeinderat gestirtzt auf $ 28i BauG

(in Kraft seit 1. Mai 2017) zudem eine Frist für die Überbauung des Grundstücks fest, welche mit

dem Erschliessungsprogramm abgestimmt sein muss (in der Regel zwischen 5 und 10 Jahren,

höchstens 15 Jahre). Die Baupflicht kann sich auch auf Grundstirckteile beziehen, die beispielsweise

nur teipeise beziehungsweise nicht rlberbaut sind. Auch die Entwtlrfe der Verfügungen des Ge-

meinderats zur Fristfestsetzung haben bei der Genehmigung der Vorlage, in welcher die Einzonun-

gen vorgenommen werden, vozuliegen.

Für die grössere Einzonung Nidermatt hat der Gemeinderat die Verfügbarkeit vorsorglich mittels

Vertrag sichergestellt. Bei dieser und auch bei den anderen Einzonungen muss die Fristsetzung zur

Baupflicht gestützt auf das revidierte Baugesetz nun zeitnah nach der Genehmigung mittels VerfÜ-

gung sichergestellt werden. Es wird wiederum empfohlen, auch für die einstweilen von der Geneh-

migung ausgenommenen Einzonungen Verfügungsentwürfe auszuarbeiten. Die betroffenen Grund-

eigentümer sind individuell zu informieren.

Hinweis: Beim Mehrwertausgleich muss eine Bagatellgrenze der Abgabe von Fr. 5'000.- uberschrit-

ten sein. Es ist also nicht jede kleinflächige Einzonung abgabepflichtig. Beider Baupflicht gilt es sei-

tens Gemeinde analog zu prtifen, ob mit den Einzonungen lediglich geometrische Korrekturen oder

bauliche Möglichkeiten, welche mit einer Baupflicht zu versehen sind, bezweckt werden'

Die Gemeinde informiert den Kanton über das weitere Vorgehen und stellt die Verfügungen zur

Kenntnisnahme der Abteilung Raumentwicklung zu.
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. Departement Bau, Verkehr und Umwelt

. Abteilung Raumentwicklung BVU (mit Akten)

. Rechtsabteilung BVU

. Abteilung Wald BVU

. Departement Finanzen und Ressourcen

. Landwirtschaft Aargau DFR

. Staatskanzlei (Amtsblatt)

Rec hts m ittel beleh ru n g

1.

Gegen diesen Entscheid kann innert einer nicht erslreckbaren Frist von 30 Tagen seit der amtlichen Publikation

beim Verwaltungsgericht des Kantons Aargau, Obere Vorstadt 40, 5000 Aarau, Beschwerde geführt werden'

Die Frist steht still vom siebten Tag vor Ostern bis und mit dem siebten Tag nach Ostern, vom 15' Juli bis und

mit dem 15. August und vom 18. Dezember bis und mit dem 2. Januar.

2.

Die Beschwerdeschrift ist von der Partei selbst odei von einer Anwältin beziehungsweise einem Anwalt zu ver-

fassen, welche(r) gemäss dem Bundesgesetz über die Freizügigkeit der Anwältinnen und Anwälte (Anwaltsge'

setz, be fn1 vom 23. Juni 2000 zur Vertretung von Parteien vor Gericht berechtigt ist.

Die Beschwerdeschrift muss einen Antrag und eine Begrtlndung enthalten, das heisst es ist

a) anzugeben, wie das Verwaltungsgericht entscheiden soll, und

b) darzulegen, aus welchen Gründen diese andere Entscheidung verlangt wird.

3.

Auf eine Beschwerde, welche den Anforderungen gemäss den Ziffern 1 oder 2 nicht entspricht, wird nicht einge-

treten.

4.

Eine Kopie des angefochtenen Entscheids ist der untezeichneten Beschwerdeschrift beizulegen. Allfällige Be-

weismittel sind zu bezeichnen und soweit möglich einzureichen.

5.

Das Beschwerdeverfahren ist mit einem Kostenrisiko verbunden, das heisst die unterliegende Partei hat in der

Regel die Verfahrenskosten sowie gegebenenfalls die gegnerischen Anwaltskosten zu bezahlen.
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GEMEINDE MUHEN
Öffnungszeiten
Montag 08.00 - 11.30 Uhr/ 14.00 - 18.00 Uhr
Dienstäg - Donnerstag: O8.OO - 1 'l .30 Uhr / 14.00 - 16.30 Uhr
Freitag 08.00 - 14.00 Uhr

Kopie an:
- Planar AG für Raumentwicklung, Rigistrasse 9, 8006 Zürich
- Bauverwaltung
- Planungskommission(Zustellungelektronisch)

Gemeinderat
Schulstrasse 1

5037 Muhen

Tel. 062 737 16'16
Fax 062737 16 18

gemeinderat@muhen.ch
www.muhen.ch

i-)

ü

Departement Bau, Verkehr und
Umwelt
Abteilung Raumentwicklung
M. Rothen / A. Guntern
Entfelderstrasse 22
5001 Aarau

3. April2017

Nutzungsplanungrevision M uhen ;

Teilgenehmigung

Sehr geehrter Herr Rothen
Sehr geehrter Herr Guntern

Besten Dank für lhr Schreiben vom 23. März2O17 betreffend die Genehmigung der revidierten
Nutzungsplanung. Gerne bestätigen wir lhnen, dass wir mit der vorgeschlagenen Teilgenehmi-
gung einverstanden sind. Wir haben zur Kenntnis genommen, dass folgende Elemente von der
in Aussicht gestellten Genehmigung einstweilen ausgenommen sind:
- alle Einzonungen, welche nicht flächengleich durch Auszonungen kompensiert werden
- die neue Speziallandwirtschaftszone,,Hardmatte" (inkl. S 17 BNO)
- Erneuerung der Spezialzonen L2 (inkl. $ 17 BNO)

Gerne enruarten wir eine entsprechende Teilgenehmigung und bitten Sie, uns über das Geneh-
migungsverfahren des kantonalen Richtplanes duich den Bundesrat auf dem Laufenden zu hal-

ten. Wir danken lhnen für lhre Bemühungen.

Freundliche Grüsse

HEN

ndeschreiberin:n:

a
Corinne Schär

MrBEüENallunoV_Ons- und
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KANTON AARGAU

PROTOKOLL DES REGIERUNGSRATS

Sitzung vom 7. Juni 2017 Versand: I 5. Juni 2017

Regierungsratsbeschluss Nr. 201 7-000631

Gemeinde Muhen; Planbeschwerde Swisscom (Schweiz) AG, Bern, Sunrise Communications
AG, Zürich, Salt Mobile SA, Renens, betreffend Gesamtrevision Nutzungsplanung Siedlung
und Kulturland; Abweisung

Sachverhalt

A.

Die Gesamtrevision der Nutzungsplanung Siedlung und Kulturland lag vom 18. Januar 2016 bis
16. Februar2016 öffentlich auf. Dagegen erhoben die Swisscom (Schweiz) AG, Bern, die Sunrise
Communications AG, Zttrich und die Salt Mobile SA, Renens, alle vertreten durch Rechtsanwältin
Vanessa Niedermann , Zürich, am 15. Februar 2016 Einwendung.

B.

Am 4. April2016 hiess der Gemeinderat Muhen (nachfolgend Gemeinderat) die Einwendung teilwei-
se gut, im Übrigen wies er sie ab. Am 3. Juni 2016 beschloss die Einwohnergemeindeversammlung
Muhen die Gesamtrevision der Nutzungsplanung Siedlung und Kulturland mit dazugehörendem Ge-

btJhrenreglement und revidiertem Reglement ilber die Finanzierung von Erschliessungsanlagen.

Nach unbenutztem Ablauf der Referendumsfrist wurde der Beschluss im kantonalen Amtsblatt vom
15. Juli2016, Nr. 28, publiziert.

c.

Gegen diesen Beschluss erhoben die Swisscom (Schweiz) AG, Bern, die Sunrise Communications
AG, Ztrrich und die Salt Mobile SA, Renens, alle vertreten durch Rechtsanwalt Riccardo Maisano,
Zürich (nachfolgend Beschwerdeführerinnen), am 12. August 2016 Beschwerde mit folgenden An-
trägen:

"7. Der durch die Gemeinde Muhen anlässlich der Einwohner-Gemeindeversammlung vom 3. Juni
2016 besch/ossene $ 31 Bau- und Nutzungsordnung sei aufzuheben.

2. Eventualiter seien Abs. 3 und 4 des durch die Gemeinde Muhen anlässlich der Einwohner-
Gemeindeversammlung vom 3. Juni2016 besch/ossenen $ 37 Bau- und Nutzungsordnung wie

folgt anzupassen (beantragte textliche Änderungen durchgestrichen bzw. in fetter Schrift):
'ß Antennen sind in erster Linie in den Arbeitszonenrdann in Zonen für öffenttiche Bauten und öf-

fentliche Anlagen und in Wohn- und Arbeitszonen zu errichten. Bestehende Standofte sind vor-

zuziehen.
o Antennen in den übrigen Bauzonen sind nur zulässig, wenn kein Standorl in einer Zone gemäss

Äbs. 3 möglich ist. Hienu sind zuerst Standorte in den Wohn- und Arbeitszonen und
sch/iess/ich in den reinen Wohnzonen zu prüfen. ln jedem Fallist eine Koordinati-
on/Kombination mit bestehenden Antennenanlagen zu prtlfen und neuen Standorten vorzuzie-
hen."
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zu entscheidenden Fragen um rein lokale Anliegen und örtlich-spezifische lnteressen geht und we-

der [rberkommunale oder kantonale lnteressen noch überwiegende Rechtsschutzanliegen berührt

werden (vgl. Aargauische Gerichts- und Verwaltungsentscheide [AGVE] 1988, S. 341).

Aus dem Gesagten folgt, dass sich die kantonalen Rechtsmittelinstanzen bei der Überprufung ent-

sprechender kommunaler Entscheide zurtickzuhalten haben (Entscheid des Verwaltungsgerichts des

Kantons Aargau [VGE] lV/46 vom 1. Juli2009, S. 7 f.; Regierungsratsbeschluss [RRB] 2006-1107

vom 30. August 2006, S. 4). Sie dürfen daher nicht einfach das Ermessen der Gemeinde durch ihr

eigenes ersetzen, Es ist den Gemeinden überlassen, selber unter mehreren verfügbaren und sach-

gerechten Lösungen zu wählen (VGE lV/19 vom 2. Mai 2001 , S. 10). Aus diesem Grund übt der Re-

gierungsrat Zurückhaltung und greift nur korrigierend ein, wenn sich die Lösung der Gemeinde mit

Sinn und Zweck des Gesetzes nicht mehr vereinbaren lässt, diese aufgrund überwiegender über-

kommunaler öffentlicher lnteressen oder überwiegender privater Rechtsschutzinteressen (namentlich

bei Verletzung von Grundrechten) unzulässig ist oder wenn sie den wegleitenden Grundsätzen und

Zielen der Raumplanung widerspricht oder diesen unzureichend Rechnung trägt (vgl. zum Ganzen:

VGE lll/14 vom 30. Mär22012, S. 4 f.; lll/16 vom 13. April 2011, S. 9; lV/46 vom 1. Juli 2009, S. 7 f.;

AGVE 2006, S. 188;2005, S. 152;2003, S. 190; 2001, S.299 f.; '1995, S. 334; 1993, S.382 je mit

Hinweisen; BGE 116\a221;226t.; Urteildes Bundesgerichts [BGer] 1P.46412003 vom 28. Oktober

2003, E. 3.2). Diese Grundsätze gilt es im Rahmen der nachfolgenden ÜberprUfung der Rechtmäs-

sigkeit der angefochtenen Bestimmung zu berttcksichtigen.

4. Verstoss gegen das Bundesumweltrecht

4.1

Die Beschwerdeftihrerinnen rugen eine Verletzung von Bundesumweltrecht, da die in $ 32 nBNO

enthaltenen Einschränkungen des Mobilfunks ausschliesslich umweltrechtlich motiviert seien. Der

Schutz vor nichtionisierender Strahlung sei nach gefestigter und eindeutiger Rechtsprechung ab-

schliessend in der Verordnung über den Schutz vor nichtionisierender Strahlung (NISV) vom 23. De-

zember 1999 (SR 814.710)geregelt. Die darin enthaltenen Grenzwerte würden auch das Vorsorge-

prinzip berücksichtigen. Soweit wie vorliegend versucht werde, über den Weg der ideellen lmmis-

sionen den Bau von Mobilfunkanlagen über die Grenzen der NISV hinaus einzuschränken, verletze

dies Bundesrecht,

Demgegenüber bringt der Gemeinderat vor, mit der vorgesehenen und nun angefochtenen Regelung

sollten raumplanerische lnteressen der Gemeinde gewahrt werden. Das Kaskadenmodell ($ 32

nBNO)werde aus ortsbaulichen und siedlungsgestalterischen Gründen eingeführt. Dementspre-

chend seien nur die optisch wahrnehmbaren Mobilfunkanlagen von der strittigen Regelung betroffen.

Grosse Teile der Wohnzonen der Gemeinde Muhen befänden sich an Hanglagen. Nämlich einerseits

an der östlichen Flanke des Suhrentals, anderseits an den Nord- und Slidhängen in den markanten

Seitentälern. Die gemischten Wohn- und Arbeitszonen lägen sodann hauptsächlich am Fuss der

östlichen Suhrentalflanke und damit angrenzend an die Wohnzone und unterhalb dieser Zone. Bei

dieser Siedlungsstruktur träten technische Aufbauten, namentlich Mobilfunkanlagen, wesentlich stär-

ker in Erscheinung, als bei Siedlungsgebieten, die sich hauptsächlich in der Ebene ausdehnen. Ent-

sprechend gross sei das Potenzial, dass solche Anlagen als störende Elemente im Orts- und Land-

schaftsbild wahrgenommen wilrden. Das geplante Kaskadenmodelltrage diesem Umstand ange-

messen Rechnung. Für die sensibleren Gebiete am Hang seien zudem auch andenrueitige Bestim-

mungen zum Schutz der Siedlungsstrukturen und des Ortsbilds eingeführt worden.

4.2

Der lmmissionsschutz ist bundesrechtlich im Bundesgesetz über den Umweltschutz (Umweltschutz-

gesetz, USGIvom 7. Oktober 19S3 ISR 814.01]) und den darauf gestützten Verordnungen geregelt.

Für den Schutz vor nichtionisierender Strahlung, die beim Betrieb ortsfester Anlagen erzeugt wird,
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5.2

Gemäss S 26 EG UWR ist der am besten geeignete Standort von Mobilfunkantennen gestützt auf

eine Abwägung der lnteressen der Betreiberinnen beziehungsweise der Betreiber und der Standort-

gemeinde sowie gegebenenfalls betroffener Nachbargemeinden zu wählen. Die lnteressenabwä-

gung hat dabei insbesondere Aspekte des Landschafis- und des Ortsbildschutzes sowie der Sied'

lungsentwicklung zu berücksichtigen. Gemäss der Botschaft Nr. 07.17 des Regierungsrats an den

Grossen Rat vom 17. Januar 2007 sollen mit dieser Bestimmung von Mobilfunkanlagen ausgehende,

planerisch jedoch unenrvünschte negative Auswirkungen (Verminderung der Verkaufschancen von

Liegenschaften und Attraktivitätsverlust für Wohnquartiere) rechtzeitig - das heisst bereits vor einem

öffentlichen Baubewilligungsverfahren - optimiert werden können. Die konzessionierten Betreiber

beziehungsweise Betreiberinnen sollen angehalten werden, mit der Standortgemeinde in Kontakt zu

treten, bevor ein Gesuch um eine Baubewilligung eingereicht wird (vgl. Botschaft, S. 29). lnwiefern

die angefochtene kommunale Bestimmung nun im Widerspruch zu S 26 EG UWR stehen soll, ist

nicht ersichtlich. Der entsprechende Einwand erweist sich denn auch als unbegründet, wie nachfol-

gend dargelegt wird.

S 26 EG UWR untersagt den Gemeinden nicht, im Rahmen ihrer Nutzungsplanung konkretisierende

Vorschriften betreffend die Zulässigkeit von Mobilfunkanlagen zu erlassen, sondern lässt dafilr ent-

sprechend Raum. Vorliegend erliess die Gemeinde mit $ 32 nBNO eine solche konkretisierende

Bestimmung. Mit der Ausscheidung von höher priorisierten Zonen zur Wahrung von ortsbild-, sied-

lungs- und landschaftsgestalterischen lnteressen konkretisiert die Gemeinde lediglich bereits ihre bei

der Standortevaluation zu beachtenden lnteressen. Dies sollte die Planung auch flrr die Mobilfunkbe-

treiberinnen erleichtern und dient zudem der Planungssicherheit. So wissen die Mobilfunkanbieterin-

nen bereits im Voraus, an welchen Standorten optisch wahrnehmbare Mobilfunkantennen den lnte-

ressen der Gemeinde grundsätzlich nicht zuwiderlaufen. Die Kaskadenordnung, bei deren Handha-

bung dem Gemeinderat im Übrigen ein gewisses Ermessen zukommt, erlaubt durchaus, die lntefes-

sen der Mobilfunkanbieterinnen zu berircksichtigen. Die Erstellung von optisch wahrnehmbaren

Mobilfunkanlagen ist grundsätzlich in sämtlichen Bauzonen (wenn auch unter unterschiedlichen Vo-

raussetzungen) möglich (vgl. nachstehend Erw. 6.3). Eine Beschränkung auf beispielsweise lediglich

zwei Zonen (im Sinn einer reinen Positivplanung) sieht das Kaskadenmodell keineswegs vor. Ent-

sprechend schliesst die angefochtene Regelung die Erstellung eines gut integrierten Antennenmasts

auf einem exponierten Wohnhaus auch nicht per se aus. lst der entsprechende Antennenstandort als

solcher nicht wahrnehmbar, untersteht dieser schliesslich ohnehin nicht den einschränkenden Best-

immungen von g 32 Abs. 3 und 4 nBNO und kann somit - unter Vorbehalt der Einhaltung der gesetz-

lichen Grenzwerte sowie der tlbrigen kommunalen und kantonalen Bauvorschriften - auch in einer

(reinen) Wohnzone erstellt werden. Weiter schliesst die angefochtene Bestimmung auch nicht aus,

dass allfällige lnteressen gegebenenfalls betroffener Nachbargemeinden - gesttttzt auf $ 26 EG

UWR - mitberitcksichtigt werden. Folglich verstösst das von der Gemeinde vorgesehene Kaskaden-

modell nicht gegen S 26 EG UWR.

6. Verstoss gegen das Fernmeldegesetz

6.1

Die Beschwerdeführerinnen rilgen weiter, die angefochtene Bestimmung verletze das in der Bundes-

fernmeldegesetzgebung konkretisierte öffentliche lnteresse von Bevölkerung und Wirtschaft an viel-

fältigen, preiswerten, qualitativ hoch stehenden sowie national und international konkurrenzfähigen

Fernmeldediensten und verstiesse insoweit gegen Art, 1 des Fernmeldegesetzes (FMG) vom

30. April 1gg7 (SR 784.10). So müssten sich die Beschwerdefithrerinnen den wichtigen Bereich, in

welchem Mobilfunkanlagen ohne grössere Einschränkung erstellt werden könnten, für den Aufbau

ihrer Mobilfunknetze teilen. Dadurch, dass die Zonen filr ötfentliche Zwecke grOsstenteils von der

höchsten Prioritätsordnung ausgenommen wurden, sei von Beginn weg klar, dass im Zentrum der
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6.3

Bei der vorliegend zu beurteilenden Bestimmung handelt es sich weder um eine reine Positivplanung

noch um eine eigentliche Negativplanung, sondern um ein Kaskadenmodell. So sollen Antennen, die

von allgemein zugänglichen Standorten als solche optisch wahrgenommen werden können, in erster

Linie in den Arbeitszonen, dann in Zonen für öffentliche Bauten und öffentliche Anlagen errichtet

werden, wobei bestehende Standorte vorzuziehen sind (S 32 Abs. 2 und 3 nBNO). Antennen in den

übrigen Bauzonen sind nur zulässig, wenn kein Standort in einer der eben erwähnten Zonen möglich

ist. Dabei sind zuerst Standorte in den Wohn- und Arbeitszonen und schliesslich in den reinen

Wohnzonen zu prüfen ($ 32 Abs. 4 nBNO). ln jedem Fall ist eine Koordination/Kombination mit be-

stehenden Antennenanlagen zu prüfen und neuen Standorten vorzuziehen ($ 32 Abs. 4 nBNO). ln-

wiefern diese Regelung nun dazu fiihren soll, dass die Erstellung von Mobilfunkanlagen in der Ge-

meinde übermässig erschwert wird mit der Folge, dass das öffentliche lnteresse an einer genügen-

den Versorgung mit Fernmeldediensten sowie ein funktionierender Wettbewerb zwischen den

verschiedenen Mobilfunkanbieterinnen nicht mehr gewährleistet werden können, wird von den Be-

schwerdeführerinnen nicht substantiiert dargelegt. Der entsprechende Einwand erweist sich denn

auch als unbegrtindet, wie nachfolgend dargelegt wird.

Die angefochtene Regelung bezieht sich einerseits nur auf Antennen, die von allgemein zugängli-

chen Standorten als solche optisch wahrgenommen werden können, weshalb die Erstellung von

optisch nicht (als solche) wahrnehmbaren Antennen - unter Vorbehalt der Einhaltung der gesetzli-

chen Grenzwerte sowie der übrigen kommunalen und kantonalen Bauvorschriften - grundsätzlich in

sämtlichen Bauzonen ohne Einschränkung von $ 32 Abs.2-7 nBNO weiterhin möglich bleibt. Dabei

ist gerichtsnotorisch, dass bereits heute mehr als die Hälfte der in der Schweiz geplanten und reali-

sierten Mobilfunk-Basisstationen nicht mehr als solche erkennbar sind, weilsie entweder im Gebäu-

deinnern oder als kaschierte Anlage erstellt werden (vgl. den Entscheid der Baurekurskommission

Zlrich IBRKEI lll Nrn. 0163-0164/2010 vom 27. Oktober 2010, E. 6.4). Überdies erlauben die vorge-

sehenen höher priorisierten Zonen auch für visuellwahrnehmbare Mobilfunkanlagen bereits ver-

schiedene, über das Gemeindegebiet verteilte, taugliche Standorte, welche eine genügende Versor-

gung in der Gemeinde durch alle Mobilfunkanbieterinnen ermöglichen sollten. So befinden sich im

Norden und im Süden der Gemeinde Arbeitszonen. Ungefähr in der Mitte zwischen dem nördlichen

und südlichen Ende des Gemeingebiets befinden sich die Zonen fLtr öffentliche Bauten und öffentli-

che Anlagen. Ftrr eine genügende Netzabdeckung scheint es zudem zumindest gegenwärtig nicht

nötig zu sein, über einen Antennenstandort innerhalb einer Wohnzone zu verfügen. Darauf ist

jedenfalls aufgrund des Umstands zu schliessen, dass der heute einzige Antennenstandort auf

dem Gemeindegebiet in der gemäss revidierter Nutzungsplanung vorgesehenen Arbeitszone (Ge-

biet der KAPAG Karton + Papier AG) liegt, mithin in der erstpriorisierten Zone (vgl. die Übersichts-

karte der Standorte von Sendeanlagen des Bundesamts für Kommunikation BAFU, im lnternet:

www.bakom.admin.ch > Frequenzen und Antennen > Standorte von Sendeanlagen > zur Über-

sichtskarte). Gegenteilige Ausftrhrungen sind den Eingaben der Beschwerdefithrerinnen keine zu

entnehmen.

Schliesslich ist von entscheidender Bedeutung, dass die von der Gemeinde gewählte Regelung die

Erstellung von optisch wahrnehmbaren Antennen grundsätzlich auch in den übrigen Bauzonen (auch

in den Wohnzonen) nicht ausschliesst. Ftrr die lnanspruchnahme dieser Zonen wird - nebst der Ein-

haltung der gesetzlichen Grenzwerte sowie der übrigen kommunalen und kantonalen Bauvorschrif-

ten - vorausgesetzt, dass in den erstpriorisierten Arbeitszonen sowie den Zonen für öffentliche Bau-

ten und öffentliche Anlagen kein Standort für eine Antenne möglich ist ($ 32 Abs. 4 nBNO; respektive

dass die entsprechenden möglichen tauglichen Standorte nicht zu zumutbaren Bedingungen erhält
lich gemacht werden können [vgl. dazu nachstehend Erw. 6.4]). Die Regelung ist demnach entspre-

chend flexibel ausgestaltet und erlaubt insofern auch eine Anpassung der Funknetze an die sich

laufend verändernden Bedürfnisse des Mobilfunks. Somit ist eine genügende Netzabdeckung in der

_)
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Rechtfertigung für einen Eingriff in die Wirtschafts- und lnformationsfreiheit taugten. Sollte wider Er-

warten ein öffentliches lnteresse am durch die angefochten Bestimmung statuierten Grundrechtsein-

griff bestehen, so wäre dieser unverhältnismässig, weil das lnteresse der Beschwerdeführerinnen

äberwiege.

7.2

Die Beschwerdeftrhrerinnen werden durch die angefochtene Regelung bei der Wahl von (optisch

wahrnehmbaren) Mobilfunkantennen-Standorten eingeschränkt. Dadurch werden in erster Linie

ihre Wirtschaftsfreiheit, irberdies auch ihre lnformationsfreiheit (Att.27 und16 Abs. 3 der Bundesver-

fassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft vom 18. April 1999 [BV; Sn 101])tangiert

(BGE 138 ll, 173, E.7.1, S. 185). Einschränkungen von Grundrechten bedürfen einergesetzlichen

Grundlage, müssen durch ein öffentliches lnteresse oder durch den Schutz von Grundrechten Dritter

gerechtfertigt und verhältnismässig sein (Art. 36 Abs. 1-3 BV).

Die Regelung in g 32 nBNO stellt eine formelle gesetzliche Grundlage dar. Die Regelung ist nicht zu

unbestimmt, sondern bietet bei bundesrechtskonformer Auslegung und Anwendung genügend

Schutz vor unzumutbaren Anforderungen im Anwendungsfall (dazu vorstehend Erw. 6.4). Es liegt

somit eine geni.rgende gesetzliche Grundlage vor.

7.3

Näher zu prüfen ist das Erfordernis des öffentlichen lnteresses. Der Gemeinderat begründet die

Kaskadenordnung mit dem Schutz des Orts- und Landschaftsbilds sowie mit siedlungsgestalteri-

schen Aspekten, insbesondere betretfend die Wohnzonen sowie die Wohn- und Arbeitszonen. Die

Siedlungsstruktur der Gemeinde weise viele Hanglagen auf, wobei technische Aufbauten, namentlich

Mobilfunkanlagen, wesentlich stärker in Erscheinung träten als bei Siedlungsgebieten, die sich

hauptsächlich in der Ebene ausdehnten. Entsprechend gross sei das Potenzial, dass derartige Anla-

gen als störende Elemente im Orts- und Landschaftsbild wahrgenommen wttrden (vgl. auch vorste-

hend Ziff.4.1). Der Schutz des Orts- und Landschaftsbilds sowie eine ansprechende Siedlungsge-

staltung bilden durchaus ein genligendes Öffentliches lnteresse.

Wie der Gemeinderat ausführt, wurde das geplante Kaskadenmodell nicht wegen allenfalls zu erwar-

tenden ideellen lmmissionen eingeführt. Entgegen den Ausführungen der Beschwerdeführerinnen ist

eine solche Absicht auch nicht dem Einwendungsentscheid des Gemeinderats vom 4. April 2016 zu

entnehmen. Weil die Beschwerdeführerinnen die Frage der Berücksichtigung von ideellen lmmissio-

nen aufwerfen, ist der Vollständigkeit halber dennoch zu erwähnen, dass gemäss bundesgerichtli-

cher Rechtsprechung bei der Ortsplanung grundsätzlich berücksichtigt werden darf, dass bestimmte

Nutzungen oder Anlagen in der Bevölkerung (oder Teilen davon) unangenehme psychische Eindrü-

cke erwecken und dazu führen, dass die Umgebung als unsicher, unästhetisch oder sonst wie uner-

freulich empfunden wird. Dass der Anblick von Mobilfunkanlagen - zu Recht oder zu Unrecht - bei

Anwohnern als Bedrohung beziehungsweise als Beeinträchtigung der Wohnqualität empfunden wird,

lässt sich zahlreichen Einsprachen und Beschwerdeschriften entnehmen und kann daher als ge-

richtsnotorisch betrachtet werden. lnsofern kann die Errichtung solcher Anlagen in einer Wohnzone

die Attraktivität des Gebiets zum Wohnen beeinträchtigen und sich unter Umständen mindernd auf

Kaufpreise oder Mietzinse für Liegenschaften auswirken. Folglich könnte auch ein genügendes öf-

fentliche lnteresse am Schutz vor unnötigen ideellen lmmissionen in Wohngebieten bejaht werden

(vgl. BGE 138 ll 173, E.7.4.3, S. 188).

7.4

Schliesslich ist zu prtifen, ob die angefochtene Regelung verhältnismässig ist. Die Verhältnismässig-

keit der angefochtenen Kaskadenordnung hängt davon ab, ob diese zur Verwirklichung der im Öffent-

lichen lnteresse liegenden Ziele geeignet und notwendig ist. Ausserdem muss der angestrebte

Zweck in einem verntrnftigen Verhältnis zu den Belastungen stehen, die den betroffenen Mobilfunk-

anbieterinnen auferlegt werden (vgl. zum Grundsatz der Verhältnismässigkeit Ulntcn HAreltN/Geonc
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Kaskadenordnung erweist sich damit auch als zumutbar (vgl. BGE 138 ll 173, E.7.4.3, S. 189). Die

angefochtene Bestimmung ist folglich verhältnismässig'

7.5

Wie die Ausführungen zeigen, werden die Wirtschaftsfreiheit sowie die lnformationsfreiheit der Be-

schwerdeführerinnen tangiert. Die Angefochtene Bestimmung bildet jedoch eine genügende gesetz-

liche Grundlage dazu. Es besteht ein genügendes öffentliches lnteresse fttr die Eingriffe in die er-

wähnten Grundrechte, und die Eingriffe sind verhältnismässig. Anhaltspunkte, wonach der Grundsatz

der Gleichbehandlung der direkten Konkurrenten (Art. 94 Abs. 1 und 4 BV)verletzt würde, bestehen

keine und werden auch nicht vorgebracht. Die Wirtschafts- und lnformationsfreiheit werden folglich

durch die in $ 32 nBNO vorgesehene Kaskadenordnung nicht verletzt.

8. Abweisung Hauptantrag

Wie die vorstehenden Ausführungen zeigen, liegen die von den Beschwerdefllhrerinnen gertigten

Rechtsverletzungen nicht vor. Der Hauptantrag, wonach S 32 nBNO aufzuheben sei, ist demnach

abzuweisen.

9. Eventualantrag

9.1

Firr den Fall der Abweisung des Hauptantrags auf Aufhebung von $ 32 nBNO beantragen die Be-

schwerdeführerinnen die Anpassung von $ 32 Abs. 3 und 4 nBNO. Dadurch sollen die Zonen für

öffenliche Bauten und öffentliche Anlagen sowie die Wohn- und Arbeitszonen zusammen mit den

Arbeitszonen alle auf die erste Prioritätsstufe gestellt werden.

Die Beschwerdeftrhrerinnen führen aus, gemäss bundesgerichtlicher Rechtsprechung zu den Kas-

kadenmodellen sei es von Bedeutung, dass die erstpriorisierten Zonen ausreichend gross sind, um

eine gute Mobilfunkversorgung gewährleisten zu können. Dieser Auffassung sei auch das Bundes-

amt für Kommunikation, indem es festhalte, dass Mobilfunkanlagen aus technischen Griinden dort zu

erstellen sind, wo die Nachfrage am höchsten sei; mithin im bewohnten Gebiet. Dies schon nur des-

halb, weil man ansonsten paradoxerweise Gefahr laufe, dass die umweltrechtlich relevante Strah-

lenbelastung aufgrund der erforderlichen erhöhten Sendestärke der übrigen Anlagen sogar noch

intensiviert werde. Das könne unmöglich im ötfentlichen lnteresse liegen. Zudem seien Mobilfunkan-

lagen immer auch Teil einer nationalen lnfrastruktur, was zwingend eine Gesamtbetrachtung über

die Zonen- und Gemeindegrenzen hinaus erforderlich mache. Weiter ftlhren die Beschwerdeführe-

rinnen ein mangelndes öffentliches lnteresse für einen Grundrechtseingriff sowie die Unverhältnis-

mässigkeit des Grundrechtseingriffs an. Das fragliche lnteresse seizudem für jede Zone, die einer

tieferen Priorität zugewieisen werde, separat zu prüfen.

9.2

Bezüglich der vorliegend genügenden öffentlichen lnteressen wird auf die vorstehenden Ausftthrun-

gen verwiesen. Es ist nochmals zu erwähnen, dass die öffentlichen lnteressen im Schutz des Orts-

und Landschaftsbilds sowie einer ansprechende Siedlungsgestaltung liegen und nicht im Schutz vor

ideellen lmmissionen (vgl. Erw. 7.3). Die Strahlenbelastung wird sodann abschliessend von der NISV

erfasst. Da die Beschwerdeführerinnen im Ergebnis alle Zonen ausser die reinen Wohnzonen priori-

siert haben wollen, verneinen sie mit ihren Ausftrhrungen sinngemäss die Erforderlichkeit und damit

die Verhältnismassigkeit des vorliegenden Kaskadenmodells. Dass die vorliegende Bestimmung zur

Verwirklichung der öffentlichen lnteressen erforderlich und verhältnismassig ist, wurde bereits vor-

stehend dargestellt (Erw. 7.4). Bei der Beurteilung der Erforderlichkeit der Bestimmung liegt es in der

Natur der Bestimmung als Kaskadenmodell, dass die Verschiedenartigkeit der Zonen zu berücksich-

tigen ist. ln dem Sinn wurden die verschiedenen Zonen einzeln beurteilt (vgl. Erw. 7.4). Ob ein genü-
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9.6

Sodann führt der Umstand, wonach die erstpriorisierten Arbeitszonen im Norden und Süden des

Siedlungsgebiets der Gemeinde liegen und nicht über das gesamte Gebiet verteilt sind, entgegen

der Auffassung der Beschwerdeführerinnen, nicht zu einem unverhältnismässigen Grundrechtsein-

griff. Auch diesbezüglich ist auf die vorstehenden Ausführungen zu venryeisen, wonach die vorlie-

gende Regelung verhältnismässig ist. Auch der Umstand, wonach der heute einzige Antennenstand-

ort auf dem Gemeindegebiet in einer gemäss der revidierten Nutzungsplanung vorgesehenen Ar-

beitszone liegt (vgl. vorstehend Erw. 6.3), zeigt im Übrigen, dass zumindest gegenwärtig eine gute

Netzabdeckung gewährleistet werden kann, ohne trber Antennen in tiefer priorisierten Zonen zu ver'

ftigen. Die erstpriorisierten Zonen sind demzufolge gentigend gross, um gegenwärtig eine gute Mo-

bilfunkversorgung zu gewährleisten. Weshalb mit Standorten in den Arbeitszonen alleine keine zeit-

gemässe Dienstleistungserbringung möglich sein soll, begründen die Beschwerdeführerinnen nicht,

Sollten aufgrund der technischen Weiterentwicklung im Mobilfunkbereich für eine genügende, bezie-

hungsweise dann dem Stand der Technik entsprechende, Netzabdeckung optisch wahrnehmbare

Antennen in anderen Zonen als Arbeitszonen notwendig werden, ist dies zudem aufgrund der vorlie-

genden Regelung nicht ausgeschlossen (vgl. vorstehend Erw. 6.3 f.).

Die von den Beschwerdeführerinnen angeführte Rechtsprechung des Bundesgerichts verlangt im

übrigen nicht, dass allgemein die erstpriorisierte Zone alleine gentlgend gross sein muss, um eine

gute Mobilfunkversorgung zu gewährleisten. Vielmehr wird darauf hingewiesen, dass, dem Kaska-

denmodell entsprechend, bei Bedarf Antennen in weiteren Zonen errichtet werden können (vgl.

BGE 138 \t173, E.6.6, S. 184). Geradedies istvorliegend wieaufgezeigt jaauch derFall. Dass

schliesslich, wie die Beschwerdeführerinnen ausführen, bei Weitem nicht auf jeder verfilgbaren Flä-

che auch tatsächlich eine Mobilfunkanlage errichtet werden könne, ändert ebenfalls nichts an der

Verhältnismässigkeit der vorliegenden Bestimmung. Dies wiederum bereits deshalb, weil die Errich-

tung von optisch wahrnehmbaren Antennen unter den gegebenen Voraussetzungen auch in anderen

als den höchstpriorisierten Zonen zulässig sind (vgl. vorstehend Erw. 6.3 f').

9.7

Wie die Ausf{lhrungen zeigen, ist die Regelung des vorliegenden Kaskadenmodells in $ 32 Abs. 3

und 4 nBNO rechtmässig, Der Eventualantrag, wonach $ 32 Abs. 3 und 4 nBNO anzupassen seien,

ist folglich abzuweisen.

10. Zusammenfassung und Kosten

Zusammengefasst ergibt sich, dass die Beschwerde vollumfänglich abzuweisen ist.

Bei diesem Ausgang des Verfahrens haben die Beschwerdeführerinnen die Kosten des Beschwer-

deverfahrens zu tragen ($ 31 Abs. 2 Gesetz über die Verwaltungsrechtspflege [Verwaltungsrechts-

pftegegesetz, VRPGI vom 4. Dezember 2007 ISAR 271.2001). Da die drei Beschwerdeführerinnen

dieselben Begehren gestellt haben, tragen sie die Verfahrenskosten zu gleichen Teilen ($ 33 Abs' 1

VRPG). Da die Beschwerdeführerinnen zusammen eine einzige Beschwerdeschrift eingereicht ha-

ben, wird die solidarische Haftbarkeit ftlr die gesamten Verfahrenskosten angeordnet ($ 33 Abs. 3

VRPG). Weil die obsiegende Einwohnergemeinde Muhen nicht anwaltlich vertreten ist, wird ihr keine

Parteientschädigung zugesprochen ($ 32 Abs. 2 i.V'm. $ 29 VRPG).
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3.

Die Beschwerdeschrift ist von der Partei selbst oder von einer Anwältin oder einem Anwalt zu verfassen, welche

oder welcher gemäss dem Bundesgesetz über die Freizügigkeit der Anwältinnen und Anwälte vom 23. Juni

2000 (Anwaltsgesetz, BGFA; SR 935.61) zur Verlretung von Parteien vor Gericht berechtigt ist.

Die Beschwerdeschrift muss einen Anlrag und eine Begründung enthalten, das heisst es ist

a) anzugeben, wie das Verwaltungsgericht entscheiden soll, und

b) dazulegen, aus welchen Gründen diese andere Entscheidung verlangt wird.

Die Beschwerde hat nur aufschiebende Wirkung, wenn und soweit das Gericht sie gewährt.

4.

Auf eine Beschwerde, welche den Anforderungen gemäss den Ziffern 2 oder 3 nicht entspricht, wird nicht einge-

treten.

5.

Eine Kopie des angefochtenen Entscheids ist der untezeichneten Beschwerdeschrift beizulegen. Allfällige Be-

weismittel sind zu bezeichnen und soweil möglich einzureichen.

o.

Das Beschwerdeverfahren ist mit einem Kostenrisiko verbunden, das heisst die unterliegende Partei hat in der

Regel die Verfahrenskoslen sowie gegebenenfalls die gegnerischen Anwaltskoslen zu bezahlen.

o

(.)
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